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! Synopse zum Gesetz zur Reform der
elterlichen Sorge nicht miteinander
verheirateter Eltern

Das Gesetz zur Reform der elterlichen Sorge nicht mit-
einander verheirateter Eltern v. 16.4.2013 (BGBl. I, 795)
ist zum 19.5.2013 in Kraft getreten.
Die neuen Regeln erleichtern unverheirateten Vätern den
Zugang zum Sorgerecht für ihre Kinder. Im Interesse des
Kindes gibt es nun ein klares Bekenntnis zur gemein-
samen Sorge auch bei nicht verheirateten Eltern. Zwar
hat auch künftig die Mutter mit der Geburt die alleinige
Sorge. Allerdings ermöglicht die Neuregelung die ge-
meinsame Sorge immer dann, wenn das Wohl des Kindes

dieser nicht entgegensteht. Nach dem neuen Leitbild sol-
len Eltern die Verantwortung für ihr Kind grundsätzlich
gemeinsam ausüben. Der Vater soll nur dann von der
Sorgeverantwortung ausgeschlossen bleiben, wenn dies
zum Wohl des Kindes erforderlich ist. Daneben kann ein
nicht verheirateter Vater nach den Neuregelungen auch
beantragen, dass ihm die alleinige Sorge für das gemein-
same Kind übertragen werden soll, wenn er dafür Gründe
im Kindeswohlinteresse vorträgt. Voraussetzung dafür
ist, dass eine gemeinsame elterliche Sorge nicht in Be-
tracht kommt und zu erwarten ist, dass die Übertragung
auf den Vater dem Wohl des Kindes am besten entspricht.
Die Synopse steht auch unter www.famrb.de zum kosten-
losen Download zur Verfügung.

bisherige Fassung neue Fassung

BGB BGB

§ 1626a – Elterliche Sorge nicht miteinander verheirateter El-
tern; Sorgeerklärungen

§ 1626a – Elterliche Sorge nicht miteinander verheirateter El-
tern; Sorgeerklärungen

(1) Sind die Eltern bei der Geburt des Kindes nicht miteinander
verheiratet, so steht ihnen die elterliche Sorge dann gemeinsam zu,
wenn sie

(1) Sind die Eltern bei der Geburt des Kindes nicht miteinander ver-
heiratet, so steht ihnen die elterliche Sorge gemeinsam zu,

1. erklären, dass sie die Sorge gemeinsam übernehmen wollen
(Sorgeerklärungen), oder

1. wenn sie erklären, dass sie die Sorge gemeinsam übernehmen
wollen (Sorgeerklärungen),

2. einander heiraten. 2. wenn sie einander heiraten oder

3. soweit ihnen das Familiengericht die elterliche Sorge gemein-
sam überträgt.

(2) Das Familiengericht überträgt gem. Abs. 1 Nr. 3 auf Antrag ei-
nes Elternteils die elterliche Sorge oder einen Teil der elterlichen
Sorge beiden Eltern gemeinsam, wenn die Übertragung dem Kin-
deswohl nicht widerspricht. Trägt der andere Elternteil keine Grün-
de vor, die der Übertragung der gemeinsamen elterlichen Sorge ent-
gegenstehen können, und sind solche Gründe auch sonst nicht er-
sichtlich, wird vermutet, dass die gemeinsame elterliche Sorge dem
Kindeswohl nicht widerspricht.

(2) Im Übrigen hat die Mutter die elterliche Sorge. (3) Im Übrigen hat die Mutter die elterliche Sorge.

§ 1626b – Besondere Wirksamkeitsvoraussetzungen der Sor-
geerklärung

§ 1626b – Besondere Wirksamkeitsvoraussetzungen der Sor-
geerklärung

(1) Eine Sorgeerklärung unter einer Bedingung oder einer Zeit-
bestimmung ist unwirksam.

(1) Eine Sorgeerklärung unter einer Bedingung oder einer Zeit-
bestimmung ist unwirksam.

(2) Die Sorgeerklärung kann schon vor der Geburt des Kindes ab-
gegeben werden.

(2) Die Sorgeerklärung kann schon vor der Geburt des Kindes abge-
geben werden.

(3) Eine Sorgeerklärung ist unwirksam, soweit eine gerichtliche
Entscheidung über die elterliche Sorge nach den §§ 1671, 1672 ge-
troffen oder eine solche Entscheidung nach § 1696 Abs. 1 geändert
wurde.

(3) Eine Sorgeerklärung ist unwirksam, soweit eine gerichtliche
Entscheidung über die elterliche Sorge nach den § 1626a Abs. 1
Nr. 3 oder § 1671 getroffen oder eine solche Entscheidung nach
§ 1696 Abs. 1 Satz 1 geändert wurde.

§ 1626d – Form; Mitteilungspflicht § 1626d – Form; Mitteilungspflicht

(1) Sorgeerklärungen und Zustimmungen müssen öffentlich beur-
kundet werden.

(1) Sorgeerklärungen und Zustimmungen müssen öffentlich beur-
kundet werden.
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(2) Die beurkundende Stelle teilt die Abgabe von Sorgeerklärungen
und Zustimmungen unter Angabe des Geburtsdatums und des Ge-
burtsorts des Kindes sowie des Namens, den das Kind zur Zeit der
Beurkundung seiner Geburt geführt hat, dem nach § 87c Abs. 6
Satz 2 des Achten Buches Sozialgesetzbuch zuständigen Jugendamt
zum Zwecke der Auskunftserteilung nach § 58a des Achten Buches
Sozialgesetzbuch unverzüglich mit.

(2) Die beurkundende Stelle teilt die Abgabe von Sorgeerklärungen
und Zustimmungen unter Angabe des Geburtsdatums und des Ge-
burtsorts des Kindes sowie des Namens, den das Kind zur Zeit der
Beurkundung seiner Geburt geführt hat, dem nach § 87c Abs. 6
Satz 2 des Achten Buches Sozialgesetzbuch zuständigen Jugendamt
zu den in § 58a des Achten Buches Sozialgesetzbuch genannten
Zwecken unverzüglich mit.

§ 1671 – Getrenntleben bei gemeinsamer elterlicher Sorge § 1671 – Übertragung der Alleinsorge bei Getrenntleben der El-
tern

(1) Leben Eltern, denen die elterliche Sorge gemeinsam zusteht,
nicht nur vorübergehend getrennt, so kann jeder Elternteil beantra-
gen, dass ihm das Familiengericht die elterliche Sorge oder einen
Teil der elterlichen Sorge allein überträgt.

(1) Leben Eltern nicht nur vorübergehend getrennt und steht ihnen
die elterliche Sorge gemeinsam zu, so kann jeder Elternteil beantra-
gen, dass ihm das Familiengericht die elterliche Sorge oder einen
Teil der elterlichen Sorge allein überträgt. Dem Antrag ist stattzuge-
ben, soweit

1. der andere Elternteil zustimmt, es sei denn, das Kind hat das
14. Lebensjahr vollendet und widerspricht der Übertragung,
oder

2. zu erwarten ist, dass die Aufhebung der gemeinsamen Sorge
und die Übertragung auf den Antragsteller dem Wohl des Kin-
des am besten entspricht.

(2) Dem Antrag ist stattzugeben, soweit (2) Leben Eltern nicht nur vorübergehend getrennt und steht die el-
terliche Sorge nach § 1626a Abs. 3 der Mutter zu, so kann der Vater
beantragen, dass ihm das Familiengericht die elterliche Sorge oder
einen Teil der elterlichen Sorge allein überträgt. Dem Antrag ist
stattzugeben, soweit

1. der andere Elternteil zustimmt, es sei denn, dass das Kind das
14. Lebensjahr vollendet hat und der Übertragung widerspricht,
oder

1. die Mutter zustimmt, es sei denn, die Übertragung widerspricht
dem Wohl des Kindes oder das Kind hat das 14. Lebensjahr
vollendet und widerspricht der Übertragung, oder

2. zu erwarten ist, dass die Aufhebung der gemeinsamen Sorge
und die Übertragung auf den Antragsteller dem Wohl des Kin-
des am besten entspricht.

2. eine gemeinsame Sorge nicht in Betracht kommt und zu erwar-
ten ist, dass die Übertragung auf den Vater dem Wohl des Kin-
des am besten entspricht.

(3) Ruht die elterliche Sorge der Mutter nach § 1751 Abs. 1 Satz 1,
so gilt der Antrag des Vaters auf Übertragung der gemeinsamen el-
terlichen Sorge nach § 1626a Abs. 2 als Antrag nach Abs. 2. Dem
Antrag ist stattzugeben, soweit die Übertragung der elterlichen Sor-
ge auf den Vater dem Wohl des Kindes nicht widerspricht.

(3) Dem Antrag ist nicht stattzugeben, soweit die elterliche Sorge
auf Grund anderer Vorschriften abweichend geregelt werden muss.

(4) Den Anträgen nach den Abs. 1 und 2 ist nicht stattzugeben, so-
weit die elterliche Sorge auf Grund anderer Vorschriften abwei-
chend geregelt werden muss.

§ 1672 – Getrenntleben bei elterlicher Sorge der Mutter § 1672 – Getrenntleben bei elterlicher Sorge der Mutter

(1) Leben die Eltern nicht nur vorübergehend getrennt und steht die
elterliche Sorge nach § 1626a Abs. 2 der Mutter zu, so kann der Va-
ter mit Zustimmung der Mutter beantragen, dass ihm das Familien-
gericht die elterliche Sorge oder einen Teil der elterlichen Sorge al-
lein überträgt. Dem Antrag ist stattzugeben, wenn die Übertragung
dem Wohl des Kindes dient.

(aufgehoben)

(2) Soweit eine Übertragung nach Abs. 1 stattgefunden hat, kann
das Familiengericht auf Antrag eines Elternteils mit Zustimmung
des anderen Elternteils entscheiden, dass die elterliche Sorge den
Eltern gemeinsam zusteht, wenn dies dem Wohl des Kindes nicht
widerspricht. Das gilt auch, soweit die Übertragung nach Abs. 1
wieder aufgehoben wurde.

§ 1678 – Folgen der tatsächlichen Verhinderung oder des Ru-
hens für den anderen Elternteil

§ 1678 – Folgen der tatsächlichen Verhinderung oder des Ru-
hens für den anderen Elternteil

(1) Ist ein Elternteil tatsächlich verhindert, die elterliche Sorge aus-
zuüben, oder ruht seine elterliche Sorge, so übt der andere Teil die
elterliche Sorge allein aus; dies gilt nicht, wenn die elterliche Sorge
dem Elternteil nach § 1626a Abs. 2, § 1671 oder § 1672 Abs. 1 al-
lein zustand.

(1) Ist ein Elternteil tatsächlich verhindert, die elterliche Sorge aus-
zuüben, oder ruht seine elterliche Sorge, so übt der andere Teil die
elterliche Sorge allein aus; dies gilt nicht, wenn die elterliche Sorge
dem Elternteil nach § 1626a Abs. 3 oder § 1671 allein zustand.

(2) Ruht die elterliche Sorge des Elternteils, dem sie nach § 1626a
Abs. 2 allein zustand, und besteht keine Aussicht, dass der Grund
des Ruhens wegfallen werde, so hat das Familiengericht die elterli-
che Sorge dem anderen Elternteil zu übertragen, wenn dies dem
Wohl des Kindes dient.

(2) Ruht die elterliche Sorge des Elternteils, dem sie nach § 1626a
Abs. 3 oder § 1671 allein zustand, und besteht keine Aussicht, dass
der Grund des Ruhens wegfallen werde, so hat das Familiengericht
die elterliche Sorge dem anderen Elternteil zu übertragen, wenn
dies dem Wohl des Kindes nicht widerspricht.
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§ 1680 – Tod eines Elternteils oder Entziehung des Sorgerechts § 1680 – Tod eines Elternteils oder Entziehung des Sorgerechts

... ...

(2) Ist ein Elternteil, dem die elterliche Sorge gem. § 1671 oder
§ 1672 Abs. 1 allein zustand, gestorben, so hat das Familiengericht
die elterliche Sorge dem überlebenden Elternteil zu übertragen,
wenn dies dem Wohl des Kindes nicht widerspricht. Stand die elter-
liche Sorge der Mutter gem. § 1626a Abs. 2 allein zu, so hat das
Familiengericht die elterliche Sorge dem Vater zu übertragen, wenn
dies dem Wohl des Kindes dient.

(2) Ist ein Elternteil, dem die elterliche Sorge gem. § 1626a Abs. 3
oder § 1671 allein zustand, gestorben, so hat das Familiengericht
die elterliche Sorge dem überlebenden Elternteil zu übertragen,
wenn dies dem Wohl des Kindes nicht widerspricht. (Satz 2 auf-
gehoben)

(3) Abs. 1 und Abs. 2 Satz 2 gelten entsprechend, soweit einem El-
ternteil, dem die elterliche Sorge gemeinsam mit dem anderen El-
ternteil oder gem. § 1626a Abs. 2 allein zustand, die elterliche Sor-
ge entzogen wird.

(3) Die Abs. 1 und 2 gelten entsprechend, soweit einem Elternteil
die elterliche Sorge entzogen wird.

§ 1696 – Abänderung gerichtlicher Entscheidungen und ge-
richtlich gebilligter Vergleiche

§ 1696 – Abänderung gerichtlicher Entscheidungen und ge-
richtlich gebilligter Vergleiche

(1) Eine Entscheidung zum Sorge- oder Umgangsrecht oder ein ge-
richtlich gebilligter Vergleich ist zu ändern, wenn dies aus triftigen,
das Wohl des Kindes nachhaltig berührenden Gründen angezeigt
ist. § 1672 Abs. 2, § 1680 Abs. 2 Satz 1 sowie § 1681 Abs. 1 und 2
bleiben unberührt.

(1) Eine Entscheidung zum Sorge- oder Umgangsrecht oder ein ge-
richtlich gebilligter Vergleich ist zu ändern, wenn dies aus triftigen,
das Wohl des Kindes nachhaltig berührenden Gründen angezeigt
ist. Entscheidungen nach § 1626a Abs. 2 können gem. § 1671 Abs. 1
geändert werden; § 1671 Abs. 4 gilt entsprechend. § 1678 Abs. 2,
§ 1680 Abs. 2 sowie § 1681 Abs. 1 und 2 bleiben unberührt.

... ...

§ 1747 – Einwilligung der Eltern des Kindes § 1747 – Einwilligung der Eltern des Kindes

... ...

(3) Sind die Eltern nicht miteinander verheiratet und haben sie kei-
ne Sorgeerklärungen abgegeben,

(3) Steht nicht miteinander verheirateten Eltern die elterliche Sorge
nicht gemeinsam zu, so

1. kann die Einwilligung des Vaters bereits vor der Geburt erteilt
werden;

1. kann die Einwilligung des Vaters bereits vor der Geburt erteilt
werden;

2. darf, wenn der Vater die Übertragung der Sorge nach § 1672
Abs. 1 beantragt hat, eine Annahme erst ausgesprochen wer-
den, nachdem über den Antrag des Vaters entschieden worden
ist;

2. kann der Vater durch öffentlich beurkundete Erklärung darauf
verzichten, die Übertragung der Sorge nach § 1626a Abs. 2 und
§ 1671 Abs. 2 zu beantragen; § 1750 gilt sinngemäß mit Aus-
nahme von Abs. 1 Satz 2 und Abs. 4 Satz 1;

3. kann der Vater darauf verzichten, die Übertragung der Sorge
nach § 1672 Abs. 1 zu beantragen. Die Verzichtserklärung
muss öffentlich beurkundet werden. § 1750 gilt sinngemäß mit
Ausnahme von Abs. 4 Satz 1.

3. darf, wenn der Vater die Übertragung der Sorge nach § 1626a
Abs. 2 oder § 1671 Abs. 2 beantragt hat, eine Annahme erst
ausgesprochen werden, nachdem über den Antrag des Vaters
entschieden worden ist.

... ...

§ 1748 – Ersetzung der Einwilligung eines Elternteils § 1748 – Ersetzung der Einwilligung eines Elternteils

... ...

(4) In den Fällen des § 1626a Abs. 2 hat das Familiengericht die
Einwilligung des Vaters zu ersetzen, wenn das Unterbleiben der
Annahme dem Kind zu unverhältnismäßigem Nachteil gereichen
würde.

(4) In den Fällen des § 1626a Abs. 3 hat das Familiengericht die
Einwilligung des Vaters zu ersetzen, wenn das Unterbleiben der An-
nahme dem Kind zu unverhältnismäßigem Nachteil gereichen wür-
de.

§ 1751 – Wirkung der elterlichen Einwilligung, Verpflichtung
zum Unterhalt

§ 1751 – Wirkung der elterlichen Einwilligung, Verpflichtung
zum Unterhalt

(1) Mit der Einwilligung eines Elternteils in die Annahme ruht die
elterliche Sorge dieses Elternteils; die Befugnis zum persönlichen
Umgang mit dem Kind darf nicht ausgeübt werden. Das Jugendamt
wird Vormund; dies gilt nicht, wenn der andere Elternteil die elter-
liche Sorge allein ausübt oder wenn bereits ein Vormund bestellt
ist. Eine bestehende Pflegschaft bleibt unberührt. Für den Anneh-
menden gilt während der Zeit der Adoptionspflege § 1688 Abs. 1
und 3 entsprechend. Hat die Mutter in die Annahme eingewilligt,
so bedarf ein Antrag des Vaters nach § 1672 Abs. 1 nicht ihrer Zu-
stimmung.

(1) Mit der Einwilligung eines Elternteils in die Annahme ruht die
elterliche Sorge dieses Elternteils; die Befugnis zum persönlichen
Umgang mit dem Kind darf nicht ausgeübt werden. Das Jugendamt
wird Vormund; dies gilt nicht, wenn der andere Elternteil die elter-
liche Sorge allein ausübt oder wenn bereits ein Vormund bestellt
ist. Eine bestehende Pflegschaft bleibt unberührt. Für den Anneh-
menden gilt während der Zeit der Adoptionspflege § 1688 Abs. 1
und 3 entsprechend. (Satz 5 aufgehoben)

... ...

(3) Hat die Einwilligung eines Elternteils ihre Kraft verloren, so hat
das Vormundschaftsgericht die elterliche Sorge dem Elternteil zu
übertragen, wenn und soweit dies dem Wohl des Kindes nicht wi-
derspricht.

(3) Hat die Einwilligung eines Elternteils ihre Kraft verloren, so hat
das Familiengericht die elterliche Sorge dem Elternteil zu übertra-
gen, wenn und soweit dies dem Wohl des Kindes nicht wider-
spricht.

... ...
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(bislang keine Regelung) § 155a – Verfahren zur Übertragung der gemeinsamen elterlichen
Sorge

(1) Die nachfolgenden Bestimmungen dieses Paragraphen gelten
für das Verfahren nach § 1626a Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs. Im Antrag auf Übertragung der gemeinsamen Sorge sind Ge-
burtsdatum und Geburtsort des Kindes anzugeben.

(2) § 155 Abs. 1 ist entsprechend anwendbar. Das Gericht stellt
dem anderen Elternteil den Antrag auf Übertragung der gemein-
samen Sorge nach den §§ 166 bis 195 der Zivilprozessordnung zu
und setzt ihm eine Frist zur Stellungnahme, die für die Mutter frü-
hestens sechs Wochen nach der Geburt des Kindes endet.

(3) In den Fällen des § 1626a Abs. 2 Satz 2 des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs soll das Gericht im schriftlichen Verfahren ohne Anhö-
rung des Jugendamts und ohne persönliche Anhörung der Eltern
entscheiden. § 162 ist nicht anzuwenden. Das Gericht teilt dem
nach § 87c Abs. 6 Satz 2 des Achten Buches Sozialgesetzbuch zu-
ständigen Jugendamt seine Entscheidung unter Angabe des Ge-
burtsdatums und des Geburtsorts des Kindes sowie des Namens,
den das Kind zur Zeit der Beurkundung seiner Geburt geführt hat,
zu den in § 58a des Achten Buches Sozialgesetzbuch genannten
Zwecken formlos mit.

(4) Werden dem Gericht durch den Vortrag der Beteiligten oder auf
sonstige Weise Gründe bekannt, die der gemeinsamen elterlichen
Sorge entgegenstehen können, gilt § 155 Abs. 2 mit der Maßgabe
entsprechend, dass der Termin nach Satz 2 spätestens einen Monat
nach Bekanntwerden der Gründe stattfinden soll, jedoch nicht vor
Ablauf der Stellungnahmefrist der Mutter nach Abs. 2 Satz 2. § 155
Abs. 3 und § 156 Abs. 1 gelten entsprechend.
(5) Sorgeerklärungen und Zustimmungen des gesetzlichen Vertreters
eines beschränkt geschäftsfähigen Elternteils können auch im Erör-
terungstermin zur Niederschrift des Gerichts erklärt werden.
§ 1626d Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs gilt entsprechend.

RPflG RPflG

§ 14 – Kindschafts- und Adoptionssachen § 14 – Kindschafts- und Adoptionssachen

(1) Von den dem Familiengericht übertragenen Angelegenheiten in
Kindschafts- und Adoptionssachen sowie den entsprechenden Le-
benspartnerschaftssachen bleiben dem Richter vorbehalten:

(1) Von den dem Familiengericht übertragenen Angelegenheiten in
Kindschafts- und Adoptionssachen sowie den entsprechenden Le-
benspartnerschaftssachen bleiben dem Richter vorbehalten:

... ...

3. die Übertragung der elterlichen Sorge nach den §§ 1671, 1672,
1678 Abs. 2, § 1680 Abs. 2 und 3 sowie § 1681 Abs. 1 und 2
des Bürgerlichen Gesetzbuchs;

3. die Übertragung der elterlichen Sorge nach den §§ 1626a,
1671, 1678 Abs. 2, § 1680 Abs. 2 und 3 sowie § 1681 Abs. 1
und 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs;

... ...

6. die Ersetzung der Sorgeerklärung nach Art. 224 § 2 Abs. 3 des
Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche;

6. (aufgehoben)

... ...

EGBGB EGBGB

Art. 224 § 2 – Elterliche Sorge Art. 224 § 2 – Elterliche Sorge

(1) Ist ein Kind auf Antrag des Vaters für ehelich erklärt worden, so
ist dies als Entscheidung gem. § 1672 Abs. 1 des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs anzusehen. Hat die Mutter in die Ehelicherklärung einge-
willigt, so bleibt der Vater dem Kind und dessen Abkömmlingen
vor der Mutter und den mütterlichen Verwandten zur Gewährung
des Unterhalts verpflichtet, sofern nicht die Sorge wieder der Mut-
ter übertragen wird.

(1) Ist ein Kind auf Antrag des Vaters für ehelich erklärt worden, so
ist dies als Entscheidung gem. § 1671 Abs. 2 des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs anzusehen. Hat die Mutter in die Ehelicherklärung einge-
willigt, so bleibt der Vater dem Kind und dessen Abkömmlingen
vor der Mutter und den mütterlichen Verwandten zur Gewährung
des Unterhalts verpflichtet, sofern nicht die Sorge wieder der Mut-
ter übertragen wird.

(2) Ist ein Kind auf seinen Antrag nach dem Tod der Mutter für ehe-
lich erklärt worden, so ist dies als Entscheidung gem. § 1680 Abs. 2
Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs anzusehen.

(2) Ist ein Kind auf seinen Antrag nach dem Tod der Mutter für ehe-
lich erklärt worden, so ist dies als Entscheidung gem. § 1680 Abs. 2
Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs anzusehen.
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(3) Haben nicht miteinander verheiratete Eltern längere Zeit in
häuslicher Gemeinschaft gemeinsam die elterliche Verantwortung
für ihr Kind getragen und sich vor dem 1.7.1998 getrennt, hat das
Familiengericht auf Antrag eines Elternteils die Sorgeerklärung des
anderen Elternteils nach § 1626a Abs. 1 Nr. 1 des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs zu ersetzen, wenn die gemeinsame elterliche Sorge dem
Kindeswohl dient. Ein gemeinsames Tragen der elterlichen Verant-
wortung über längere Zeit liegt in der Regel vor, wenn die Eltern
mindestens sechs Monate ohne Unterbrechung mit dem Kind zu-
sammengelebt haben.

(Abs. 3 bis 5 aufgehoben)

(4) Der Antrag ist erst nach Abgabe einer Sorgeerklärung des An-
tragstellers nach § 1626b Abs. 1 und 3, §§ 1626c und 1626d des
Bürgerlichen Gesetzbuchs zulässig. Im Übrigen finden die für Ver-
fahren in anderen Familiensachen nach § 621 Abs. 1 Nr. 1 der Zi-
vilprozessordnung geltenden Vorschriften einschließlich § 23b
Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 des Gerichtsverfassungsgesetzes entsprechende
Anwendung.

(5) Das Familiengericht teilt die rechtskräftige Ersetzung nach
Abs. 3 unter Angabe des Geburtsdatums und des Geburtsortes des
Kindes sowie des Namens, den das Kind zur Zeit der Beurkundung
seiner Geburt geführt hat, dem nach § 87c Abs. 6 Satz 2 des Achten
Buches Sozialgesetzbuch zuständigen Jugendamt zum Zwecke der
Auskunftserteilung nach § 58a des Achten Buches Sozialgesetz-
buch unverzüglich mit.

(bislang keine Regelung) Art. 229 § 30 – Überleitungsvorschrift zum Gesetz zur Reform der
elterlichen Sorge nicht miteinander verheirateter Eltern

Hat ein Elternteil vor dem 19.5.2013 beim Familiengericht einen
Antrag auf Ersetzung der Sorgeerklärung des anderen Elternteils
gestellt, gilt dieser Antrag als ein Antrag auf Übertragung der elter-
lichen Sorge nach § 1626a Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs.

Art. 234 § 11 – Elterliche Sorge Art. 234 § 11 – Elterliche Sorge

(1) Die elterliche Sorge für ein Kind steht demjenigen zu, dem das
Erziehungsrecht am Tag vor dem Wirksamwerden des Beitritts
nach dem bisherigen Recht zustand. Stand das Erziehungsrecht am
Tag vor dem Wirksamwerden des Beitritts dem Vater eines nicht-
ehelichen Kindes oder einem anderen als der Mutter oder dem Va-
ter des Kindes zu, so hat dieser lediglich die Rechtsstellung eines
Vormunds.

(aufgehoben)

(2) Entscheidungen, Feststellungen oder Maßnahmen, die das Ge-
richt oder eine Verwaltungsbehörde vor dem Wirksamwerden des
Beitritts in Angelegenheiten der elterlichen Sorge getroffen hat,
bleiben unberührt. Für die Änderung solcher Entscheidungen, Fest-
stellungen oder Maßnahmen gelten § 1674 Abs. 2 und § 1696 des
Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechend.

(3) Hat das Gericht vor dem Wirksamwerden des Beitritts im Schei-
dungsurteil über das elterliche Erziehungsrecht nicht entschieden
oder angeordnet, dass die Ehegatten das elterliche Erziehungsrecht
bis zur Dauer eines Jahres nicht ausüben dürfen, gilt § 1671 des
Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechend.

(4) Ist ein Kind durch seine Eltern oder mit deren Einverständnis in
einer Weise untergebracht, die mit Freiheitsentziehung verbunden
ist, so gelten für die Unterbringung vom Wirksamwerden des Bei-
tritts an die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs. Die Eltern
haben alsbald nach dem Wirksamwerden des Beitritts um die ge-
richtliche Genehmigung der Unterbringung nachzusuchen. Die Un-
terbringung ist spätestens nach Ablauf von 6 Monaten nach dem
Wirksamwerden des Beitritts zu beenden, wenn das Gericht sie
nicht vorher genehmigt hat.

SGB VIII SGB VIII

§ 18 – Beratung und Unterstützung bei der Ausübung der Per-
sonensorge und des Umgangsrechts

§ 18 – Beratung und Unterstützung bei der Ausübung der Per-
sonensorge und des Umgangsrechts

... ...
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(2) Mütter und Väter, die mit dem anderen Elternteil nicht verhei-
ratet sind, haben Anspruch auf Beratung über die Abgabe einer Sor-
geerklärung.

(2) Mütter und Väter, die mit dem anderen Elternteil nicht verhei-
ratet sind, haben Anspruch auf Beratung über die Abgabe einer Sor-
geerklärung und die Möglichkeit der gerichtlichen Übertragung der
gemeinsamen elterlichen Sorge.

... ...

§ 50 – Mitwirkung in Verfahren vor den Familiengerichten § 50 – Mitwirkung in Verfahren vor den Familiengerichten

... ...

(3) Das Jugendamt, das in Verfahren zur Übertragung der gemein-
samen Sorge nach § 155a Abs. 4 Satz 1 und § 162 des Gesetzes
über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten
der freiwilligen Gerichtsbarkeit angehört wird oder sich am Verfah-
ren beteiligt, teilt gerichtliche Entscheidungen, aufgrund derer die
Sorge gem. § 1626a Abs. 2 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs
den Eltern ganz oder zum Teil gemeinsam übertragen wird, dem
nach § 87c Abs. 6 Satz 2 zuständigen Jugendamt zu den in § 58a ge-
nannten Zwecken unverzüglich mit. Mitzuteilen sind auch das Ge-
burtsdatum und der Geburtsort des Kindes oder des Jugendlichen
sowie der Name, den das Kind oder der Jugendliche zur Zeit der
Beurkundung seiner Geburt geführt hat.

§ 51 – Beratung und Belehrung in Verfahren zur Annahme als
Kind

§ 51 – Beratung und Belehrung in Verfahren zur Annahme als
Kind

... ...

(3) Sind die Eltern nicht miteinander verheiratet und haben sie kei-
ne Sorgeerklärungen abgegeben, so hat das Jugendamt den Vater
bei der Wahrnehmung seiner Rechte nach § 1747 Abs. 1 und 3 des
Bürgerlichen Gesetzbuchs zu beraten.

(3) Steht nicht miteinander verheirateten Eltern die elterliche Sorge
nicht gemeinsam zu, so hat das Jugendamt den Vater bei der Wahr-
nehmung seiner Rechte nach § 1747 Abs. 1 und 3 des Bürgerlichen
Gesetzbuchs zu beraten.

§ 58a – Auskunft über Nichtabgabe und Nichtersetzung von
Sorgeerklärungen

§ 58a – Sorgeregister; Bescheinigung über Nichtvorliegen von
Eintragungen im Sorgeregister

(1) Sind keine Sorgeerklärungen nach § 1626a Abs. 1 Nr. 1 des
Bürgerlichen Gesetzbuchs abgegeben worden und ist keine Sor-
geerklärung nach Art. 224 § 2 Abs. 3 des Einführungsgesetzes zum
Bürgerlichen Gesetzbuche ersetzt worden, kann die Mutter von
dem nach § 87c Abs. 6 Satz 1 zuständigen Jugendamt unter Angabe
des Geburtsdatums und des Geburtsortes des Kindes oder des Ju-
gendlichen sowie des Namens, den das Kind oder der Jugendliche
zur Zeit der Beurkundung seiner Geburt geführt hat, darüber eine
schriftliche Auskunft verlangen.

(1) Zum Zwecke der Erteilung der Bescheinigung nach Abs. 2 wird
für Kinder nicht miteinander verheirateter Eltern bei dem nach
§ 87c Abs. 6 Satz 2 zuständigen Jugendamt ein Sorgeregister ge-
führt. In das Sorgeregister erfolgt jeweils eine Eintragung, wenn

1. Sorgeerklärungen nach § 1626a Abs. 1 Nr. 1 des Bürgerlichen
Gesetzbuchs abgegeben werden oder

2. aufgrund einer gerichtlichen Entscheidung die elterliche Sorge
den Eltern ganz oder zum Teil gemeinsam übertragen wird.

Das Sorgeregister enthält auch Eintragungen, wenn Sorgeerklärun-
gen nach Art. 224 § 2 Abs. 3 des Einführungsgesetzes zum Bürgerli-
chen Gesetzbuche in der bis zum 19.5.2013 geltenden Fassung er-
setzt wurden.

(2) Zum Zwecke der Auskunftserteilung nach Abs. 1 wird bei dem
nach § 87c Abs. 6 Satz 2 zuständigen Jugendamt ein Register über
abgegebene und ersetzte Sorgeerklärungen geführt.

(2) Liegen keine Eintragungen im Sorgeregister vor, so erhält die
mit dem Vater des Kindes nicht verheiratete Mutter auf Antrag hie-
rüber eine Bescheinigung von dem nach § 87c Abs. 6 Satz 1 zustän-
digen Jugendamt. Die Mutter hat dafür Geburtsdatum und Geburts-
ort des Kindes oder des Jugendlichen anzugeben sowie den Namen,
den das Kind oder der Jugendliche zur Zeit der Beurkundung seiner
Geburt geführt hat.

§ 59 – Beurkundung § 59 – Beurkundung

(1) Die Urkundsperson beim Jugendamt ist befugt,
...

(1) Die Urkundsperson beim Jugendamt ist befugt,
...

7. die Erklärung, durch die der Vater auf die Übertragung der Sor-
ge verzichtet (§ 1747 Abs. 3 Nr. 3 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs), zu beurkunden,

7. die Erklärung, durch die der Vater auf die Übertragung der Sor-
ge verzichtet (§ 1747 Abs. 3 Nr. 2 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs), zu beurkunden,

... ...

§ 65 – Besonderer Vertrauensschutz in der persönlichen und er-
zieherischen Hilfe

§ 65 – Besonderer Vertrauensschutz in der persönlichen und er-
zieherischen Hilfe

(1) Sozialdaten, die dem Mitarbeiter eines Trägers der öffentlichen
Jugendhilfe zum Zwecke persönlicher und erzieherischer Hilfe an-
vertraut worden sind, dürfen von diesem nur weitergegeben werden

(1) Sozialdaten, die dem Mitarbeiter eines Trägers der öffentlichen
Jugendhilfe zum Zwecke persönlicher und erzieherischer Hilfe an-
vertraut worden sind, dürfen von diesem nur weitergegeben werden

... ...
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2. dem Familiengericht zur Erfüllung der Aufgaben nach § 8a
Abs. 3, wenn angesichts einer Gefährdung des Wohls eines
Kindes oder eines Jugendlichen ohne diese Mitteilung eine für
die Gewährung von Leistungen notwendige gerichtliche Ent-
scheidung nicht ermöglicht werden könnte, oder

2. dem Familiengericht zur Erfüllung der Aufgaben nach § 8a
Abs. 2, wenn angesichts einer Gefährdung des Wohls eines Kin-
des oder eines Jugendlichen ohne diese Mitteilung eine für die
Gewährung von Leistungen notwendige gerichtliche Entschei-
dung nicht ermöglicht werden könnte, oder

... ...

§ 87c – Örtliche Zuständigkeit für die Beistandschaft, die Amts-
pflegschaft, die Amtsvormundschaft und die Auskunft nach
§ 58a

§ 87c – Örtliche Zuständigkeit für die Beistandschaft, die Amts-
pflegschaft, die Amtsvormundschaft und die Bescheinigung
nach § 58a

... ...

(6) Für die Erteilung der schriftlichen Auskunft nach § 58a gilt
Abs. 1 entsprechend. Die Mitteilung nach § 1626d Abs. 2 des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs und die Mitteilung nach Art. 224 § 2 Abs. 5
des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche sind an
das für den Geburtsort des Kindes zuständige Jugendamt zu rich-
ten; § 88 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. Das nach Satz 2 zuständi-
ge Jugendamt teilt dem nach Satz 1 zuständigen Jugendamt auf Er-
suchen mit, ob eine Mitteilung nach § 1626d Abs. 2 des Bürgerli-
chen Gesetzbuchs oder eine Mitteilung nach Art. 224 § 2 Abs. 5
des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche vorliegt.

(6) Für die Erteilung der Bescheinigung nach § 58a Abs. 2 gilt
Abs. 1 entsprechend. Die Mitteilungen nach § 1626d Abs. 2 des
Bürgerlichen Gesetzbuchs, die Mitteilungen nach § 155a Abs. 3
Satz 2 und Abs. 5 Satz 2 des Gesetzes über das Verfahren in Famili-
ensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar-
keit sowie die Mitteilungen nach § 50 Abs. 3 sind an das für den
Geburtsort des Kindes oder des Jugendlichen zuständige Jugendamt
zu richten; § 88 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. Das nach Satz 2 zu-
ständige Jugendamt teilt auf Ersuchen dem nach Satz 1 zuständigen
Jugendamt mit, ob Eintragungen im Sorgeregister vorliegen.

§ 99 – Erhebungsmerkmale § 99 – Erhebungsmerkmale

... ...

(6a) Erhebungsmerkmal bei den Erhebungen über Sorgeerklärun-
gen ist die gemeinsame elterliche Sorge nicht verheirateter Eltern,
gegliedert danach, ob Sorgeerklärungen beider Eltern vorliegen
oder eine Sorgeerklärung ersetzt worden ist.

(6a) Erhebungsmerkmal bei den Erhebungen über Sorgeerklärun-
gen und die gerichtliche Übertragung der gemeinsamen elterlichen
Sorge nach § 1626a Abs. 1 Nr. 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist
die gemeinsame elterliche Sorge nicht miteinander verheirateter El-
tern, gegliedert danach, ob Sorgeerklärungen beider Eltern vorlie-
gen, eine Sorgeerklärung ersetzt worden ist oder den Eltern die el-
terliche Sorge aufgrund einer gerichtlichen Entscheidung ganz oder
zum Teil gemeinsam übertragen worden ist.

... ...

§ 101 – Periodizität und Berichtszeitraum § 101 – Periodizität und Berichtszeitraum

(1) Die Erhebungen nach § 99 Abs. 1 bis 5 sowie nach Abs. 6b bis
7b und 10 sind jährlich durchzuführen, die Erhebungen nach § 99
Abs. 1, soweit sie die Eingliederungshilfe für seelisch behinderte
Kinder und Jugendliche betreffen, beginnend 2007.

(1) Die Erhebungen nach § 99 Abs. 1 bis 5 sowie nach Abs. 6a bis
7b und 10 sind jährlich durchzuführen, die Erhebungen nach § 99
Abs. 1, soweit sie die Eingliederungshilfe für seelisch behinderte
Kinder und Jugendliche betreffen, beginnend 2007.

... ...

Hinweis zur Evaluation des Gesetzes:

Art. 6 – Evaluierung

Die durch dieses Gesetz geänderten sorgerechtlichen Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuchs und der eingefügte § 155a des Geset-
zes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit sind durch das Bundesministerium
der Justiz auf der Grundlage der gerichtlichen Praxis zur Übertragung der gemeinsamen Sorge fünf Jahre nach dem Inkrafttreten dieses
Gesetzes zu evaluieren. Das Bundesministerium der Justiz hat hierüber dem Deutschen Bundestag einen Bericht vorzulegen.

erstellt von Guy Walther, Jugend- und Sozialamt der
Stadt Frankfurt/M.
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